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LEITSÄTZE UND SCHAUBILDER NR. 25 
 

VI. Der Verfassungsstaat im Staatenverbund 
 

2. Europarecht 

 

 

 

 

 

 

               „Brücke“ 

        
 

  

 Unmittelbare    Anwendbarkeit 

 

               Bürger 

 

 

 

‚Grenzen der Übertragung von Hoheitsrechten’ 

Der Gesetzgeber kann nach Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG Hoheitsrechte übertragen. Er erteilt einen 

Rechtsanwendungsbefehl, errichtet – bildlich gesprochen – eine Brücke, über die Europarecht nach 

Deutschland fließt. Diese Übertragung von Hoheitsrechten ist verfassungsrechtlich begrenzt. Der 

Gesetzgeber ist gemäß Art. 23 Abs. 1 Satz 3 GG durch ausdrücklichen Verweis auf Art. 79 

Abs. 3 GG an die Identitätsgarantie gebunden (Identitätsgarantie für den Mitgliedstaat). Der deutsche 

Mitgliedstaat darf an der Entwicklung der Europäischen Union nur im Rahmen der 

Struktursicherungsklausel des Art. 23 Abs. 1 Satz 1 GG mitwirken (Strukturgarantie für EU). 

Schließlich setzen die Verfahrensanforderungen für die Übertragung von Hoheitsrechten gemäß 

Art. 23 Abs. 1 S. 2 und 3 GG verbindliche Mitwirkungsgrenzen (verfassungsänderndes Verfahren). 

 

 
 

 

Mitgliedstaat 

EU 
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Erfordernisse 

struktureller 

Homogenität der 

Europäischen 

Union 

(Art. 23 I 1 GG) 

Rechtsstaat 

Prinzipien gemeineuropäischer 

Rechtsstaatlichkeit  

(insbes. Rechtssicherheit, 

Verhältnismäßigkeit, Vorrang und 

Vorbehalt des Gesetzes, 

Gewaltenteilung, unabhängige 

Justiz, effektiver Rechtsschutz, 

Staatshaftung) 

föderative Grundsätze 

kein europäischer Zentralstaat, 

angemessene Berücksichtigung 

föderativer Strukturen der 

Mitgliedstaaten  

Demokratie 

doppelseitige Legitimation (im 

Vergleich zum Staat notwendig 

modifiziert): zuvörderst über die 

Völker der Mitgliedstaaten 

(nationale Parlamente), außerdem 

über die Gesamtheit der 

Unionsbürger (Europäisches 

Parlament) 

Sozialstaat 

Grds. Aufgabe der 

Mitgliedstaaten, kein 

gemeineuropäischer 

Sozialstandard gefordert; 

Kompetenzen nach Titel XI 

u. XVII. des EUV  

Subsidiarität 

entspricht Anforderungen aus Art. 5 EUV: 

Gemeinschaft darf Kompetenz, die außerhalb 

ihrer ausschließlichen Zuständigkeit liegt, nur 

wahrnehmen, wenn eine Aufgabe 1. durch 

mitgliedstaatliche Maßnahmen nicht hinreichend 

und 2. durch Maßnahmen der Gemeinschaft 

besser erfüllt werden kann 

(Einschätzungsprärogative der Gemeinschaft) 

Vergleichbarer Grundrechtsschutz 

Grundrechtsschutz muss dem 

grundgesetzlichen im Wesentlichen 

vergleichbar sein; dieser Standard wird für 

den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

Art. 23 GG unwiderleglich, sein Fortbestand 

– der ggfs. vom BVerfG überprüft werden 

kann – widerleglich vermutet 
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Übertragung von Hoheitsrechten auf die Europäische Union 

Formelle Anforderungen 

Hoheitsrechte können nur durch ein formelles Bundesgesetz übertragen werden, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf (Art. 23 I 2 GG). 

Die Übertragung von Hoheitsrechten ändert die Zuständigkeitsordnung des Grundgesetzes und ist eine materielle Verfassungsänderung. Nach Art. 23 

I 3 GG ist eine verfassungsändernde Mehrheit gemäß Art. 79 II GG erforderlich, wenn durch den völkerrechtlichen Vertrag die Kompetenzen der 

Europäischen Union erweitert werden, die innere Struktur der Europäischen Union geändert wird oder neue Mitgliedstaaten aufgenommen werden. 

Art. 79 I 1 GG ist nicht anwendbar. 

Materielle Anforderungen 

Die Europäische Union muss dem Homogenitätserfordernis des Art. 23 I 1 GG entsprechen. 

Die Identität der Bundesrepublik Deutschland muss nach Art. 23 I 3 GG i.V.m. Art. 79 III GG i.V.m. den in Art. 1 und 20 GG niedergelegten 

Grundsätzen gewahrt bleiben (s. Leitsätze und Schaubilder Nr. 5). Die Staatlichkeit der Bundesrepublik sowie ihre Staatsgrundlagenbestimmungen 

(Menschenwürde, Demokratie, Republik, Rechtsstaat, Bundesstaat, Sozialstaat) dürfen durch die Übertragung von Hoheitsrechten nicht berührt werden. 

Durch ein Gesetz i.S.d. Art. 23 I 2 GG dürfen nur einzelne, hinreichend bestimmte und inhaltlich begrenzte Hoheitsrechte übertragen werden. Eine 

umfassende Übertragung der gesamten Staatsgewalt wäre mit der souveränen Staatlichkeit der Bundesrepublik nicht zu vereinbaren. Nach dem 

Demokratieprinzip müssen dem dem Deutschen Bundestag Aufgaben und Befugnisse von substantiellem Gewicht verbleiben.  

 

 

 

 

 

 

 

 


